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Der Streik der Eisenbahnbesmten
Orgonisaiorische Mange! der Aesn.teablwtzun,,

Der erste Streik der Staatsbeamten ist beendet und er hat
— das harte Wort muh ausgesprochen werden — den Ber«

lauf genommen, den er bct der völlig falschen gewerkschal r-

lichen und organisatorischen Einstellung des überwiegenden
Teiles der deutschen Beamtenbewegung und insbesondere des

deutjchen Beamtenbundes nehmen mugte. Die <5e chichte der

Arbeiterbewegung hat immer wieder bewiesen, dass die

ehernen Ersetze der Entwicklung keine Koxfsprünze zulassen.
Noch vor loenigen Monaten Hot der deutsche Beamtenbund

dle «Verhandlungen des A. D. G. B. und des «fA.Bundes
zwecks Herstellung einer großen dreigliedr.gen fre gewer?»
schastlichen GroKorganisation der Beamten. A?rqesteliten und

Arbeiter zum Scheitern gebracht und damit die erste Vor«

aussehung fiir jeden grokzen Kampf der organisierten Be¬

amtenschaft zerschlagen. Etl ift mit seine schwere Schuld, dah
einer der ihm angeschlossenen Verbände, nämlich dle „Sie ichs-

gewcrkschaft Deutscher Eisenbahn-Beamten und -Anwärter",
die harten Folgen jener dünkelhaften Isolierung der Be-

amtcnbcwegung zu tragen hat. Eine Beamtenorganisation.
die ernsthaft kämpfen will, darf gegenüber den beiden großen
Kampfesformationen der Arbeiter und Angestellten nicht
neutral sein, sondern sie muh als die dritte Heeressäule in

die Einheitsfront der gesamten Arbeitnehmerschaft einriick-n.

Der

Regierung «nd Vesowungselend

Deutsche Veamtenbund hat geglaubt, bci den letzten
Besolduirgsverhandlungen seine organisatorischen Mängel
dadurch ausgleichen zu können, dah er bei der Aufstellung von

Forderungen auf dem Pap er die übrigen Epitzenoerdände
durch hohe Zahlen übertrafen hat. Er hielt es für not¬

wendig, auch bei den Verhandlungen die gemeinsame Front
oller Vewerkschastsrichtunge i c.u sprenaen rnd aus begreif-
lichen agitatorischen Gründen eigene Wege zu gehen. Die

Agitationsforderungen des ZKamtenbundes vom Ä. Dezember
an deren Trsüllung er selbst nie geglaubt hat, hatten

cine Mehrbelastung des Reiches, der Länder und der Kom¬

munen um Milliarden Mark ergeben. Die Auf-
stellung dieser unerfüllbaren Forderungen, deren finanzieller
Ausgleich nicht zuletzt von t>en steuerzahlenden Angestellten
und Arbeitern mit ausgebracht werden mühte, hat natürlich
die ohnehin bestehende und wohl berechtigte Erbitterung der

unteren und mittleren Beamten auss Veuherste aestetgert.
Seit Monaten harte das Finanzministerium stch immer

wieder geweigert, eine soziale Ausgestaltung der Besoldungs-
ordnung Vorzunehmen. Die Differenzierung nach 5 Orts¬
klassen wurde immer ungerechter und unerträglicher. Die
^Uirtschattsbeihilfen und sonstigen Zuschläge wurden nach
gleichen Prozentsätzen gewählt und vergröberten fo das Un¬
kecht, dah in den heutigen Grundgehältern der Beamten ver«

ankert ist. Die unyeran:'.-o^v:lich giosze D^an^irg ' vn

den Grundgehältern der unteren und NüMeren einer,

der oberen Beamten andererseits wurd< schicklich aut dte

Spitze getrieben, als nach dor Neuregelung der Steuerabzüge
wiederum d'.e. oberen Beanrten eiii?.!:g maßlos bevor/.:.,
wurden. Bewegt fich doch der zulange ^>>^ (Averbungs«
kosten us u ) von der Einkommenstcuer z^:,^aen deii un!e:z:.n^
und obersten Beamten in einer ^paniiu g von 7>6t),l>

zu M. !9tt!i0.— monatlich. Den beamtenfreundlilben '^:r-
teien des Reichstages und de?. Or, ll<).ien der Lean?: i

machte das Finanzmini'lertnr.l H e r ?*rs :n t den aus dein

alten Kaiserreich übernommenen und in d^i ^soldii,,^
fragen maßgebenden l^eheir ^ ?eii von Schlieoen iz.id

Kühne in ann eine grundsayli^e Aen r '."e l-

dungsordnun^ immer wieder u' ich. it.deni jede Beam-en-

vorlagesosp^t und meist vor l^ ^r:a..i iig o ii d?n Reich>
tag gelangte, dah das Parlam-nt i nn:?r wieder ^^'^un.i

1 'ar. einer vorläufigen R^^iernng zr' -n. u.n der no:>

leidenden Beamtenschaft wenigstens für den Augenblick iider-

Kaupt cine Auszahlung -u s.e^ .. 'ten. D:... ^ l^. :cl dcr

hohen Bureaukratie im F.nanzmin'sterinm war fre^!:^ auch

nur möglich, weil durch die Haltung des Bea:'i^enbu::vc) j.d^ ^

einheitliche Vorgehen durchkreuzt wurde. Die wachsende Ee-

regung der Eisenbahnbea!n:en -n. h crlsa dnrihau. erklärlich

erscheinen. Dah die He'^U'.el l r aln Slrc.k beleiligie i

Gruppen völlig unvalänglith sind. ge'?f aus der folgenden ur

der „Frankfurter Heilung" roni i <^ ^ruar reroffent^ichten
^usammenstellunz hervar. <le für verheirate.e Beamte mit

2 «indern (k!—l^ Jahre) in der Hachsen ^rlsklasfe ein Ein¬

kommen gibt, für:

1 Lskomotiv!uhrer brut^s

(nach Glenerobzug) Neiw .

2. Lokomolil'vnzer und Hes?r.

nwnnfüdrer. Zuqfi Heer. ^ l

nmster. Etrllwerksii.e'sler briitio

netio

5. i7beschaffner. A nqier« u Ao::en«

aulseher brüt

netto

4. i-'ijtnbahnschoffner, Weicveiin'uiler
bNiitiH

neito .

Bahmvacler brutto

netto , .

<I. Schrankrnio.n!er brutto . . . .

netto . .
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Die Dringlichkeit einer Erhöhung der Grundgehälter brauchte
also wirklich picht erst einer grohen Be«.issu
zogen zu werden.
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TlohdlM 'ül.'itK'.c sich d<r Finanz? nister auch noch wah

Lcnd dcs Streiks, in dcn Verhandlungen mn dcn Spitzci.

«werNchasten. .ve sich am i F'0iuar unter ^ ?i ^^or'itz dc>

Reichskanzlers Wirih Mit dcn materiellen Forderungen der

Streikenden besahen, dic i'on dcm AsAVertrclcr verlangte
Bcreit'n.lligkc'.! znr sosorüaen ^e^bandliin.g nber d.eicn

^'e.iensland aus'uZpr< ci'en. Äiit alisdrückli^er Uii?erstiitzung
der christln!? nalionalen Be.nnt<ni^ riie:er r^.in^ie >>imv

auch noch in diesem AugenII.ck. fle^a ls.,l0t r?Zchaflen d^

mit abzuspeisen, dag nian e.ae automatische A?^pos>ang der

Besoldung an d'.' icwe.I.l ii: ^ :n rnna. neri alln:^' gcwahre.'l
wolle R^elu !>ooen u'. ere Vertreter darauf hinge

wiesen, das, eine !olch gleitend,- Lohnskala die unsoziale A

sla'ling der l^rnn^ >
> iter iii leiiier ^^ciie e.^-a^ e

Arbcitazeit

7n dcr glichen Verhandlu«ig wandle j'^l, der ','!sA Be>

t:e:cr mit aller Entschicdenbeir gegen den Versuch, den Acht

I' üidentag im ^wer^e alls.zuheben. Ter ^Vrkehl.'

Minister lhroener meiiite zn'a. barxnlos. das? es sich del der

gan^e,' 5:skusi<o,i N':r um ^ i '>I<ser^ nlen< aNrurs haiidle.

n-.iszte sich ab.r . a:in jagen !a!j< daß die ein ^nen Eisen

dahndlreklionen iii i! r n ? ^e.'it^Iaiien bere it in E'.nne

d.e es Resereiile!ieillwur,> die rlailgerung der Arbeitszeit

anstreben.

Rcichsacwerlschast und (streik

So haben ,'i^ d.'iondcre das '^<r?ei^' und Fi.^Ministe¬
rien uiiter der Benmkcnschasl die plnchologiichen ^k^orau

letzungen für einen Streik selbst gelassen. Cs no? n r zeden,
der ii, den letzten Monaten d.e Beamtenbewegung verfolgt
bat. klar, bah es nnr noch emes Anstoßes bedu:^. um einen

Eii:>l1xkdungskam^s zwisltnn der reaktionären Berwallung
bureankratie und dem unterdrückten Verkehr-z einmal zu

eiitjesscln. Angesichts dieser tiefen Erregung der Beamten

hatten aber auch die verantworr!!.1>en ^rganisarionsleitun-
gen die unbedingte Vill^t unter ^uiuckstellung jeder Ver-

i'andsa^italion und iin: r Verneinung jeder So„5<l!",l^

dung für Beamte die gew^tlchaftllchen ^^orausi^juiigen zn

,enem Entschsidunqskamps besonders peinlich zu erfüllen. Sie

durften bei oen Eisenbahnern keine Illusioncn erwecken, die

nachher zur Cnttcuschung uno zur Lähmung der weiteren

Kampfkraft führen muffen. Sie durften vor allem n:cht ver¬

gessen, dah von ter Besoldung d<r Eljenbahnbeamten und

von hrem Streik auch die Arbeiter und Angestellten :n dci,

Staatsbetrieben, gleichzeitig aber auch die gesamte werk¬

tätige Bevölkerung aufs tiefste berührt wird. Die Solida¬

rität der Eisenbahnbeamten darf nicht dazu 'ührcn, d,e mit

der übrigen Arbcitnehmerschaft notwendige Solidarität zu

mißachten. Es bleibt deshalb unverantwortlich, dah die

beiden ,oeben zur Herrschaft in der Rcichsgewerkschaft ge-

langten Fuhrer Vlenne und Schnrjschwerdt ldcr bl.herige

Vorsitzende Ru.ch war kurz vor dcn, streik abn.seln wor.

den! !>. z den ^Vorbereitungen zum Streik absichrlich Uiid slzste-

malisch jede Verständigung mit den sreigerverlschastlid'en
^l<erbaiiden dcr Ei en!, !,n Ä rln kter. Angestellten und -Be¬

amten abgelehnt und dcren Ausschaltung betrieben hatten.

Der Deutsche 'enbahner^Verband stand eben noch in Ber

Handlungen mit der Regierung über die Entlohnung der

Eisenlnihn Arbeiter, und es ist kennzeichnend sur die angeb¬
lich radikalen Führer der Reichsgewerkschnft. das, sie glaub¬
ten, einen Eiieiibahnerjtreik proklamieren zu konn<n und da

be, gleichzeitig, soweit es sich uni die materiellen Forderung

ge>i haiidelt. die Kluft zwischen den Beamten eiilers' :
.
den

Angestellten und Vrbeile.n andererseits vertiefen wollten

? e Beamten leldt'ii ^it't. sie dürfen aber iiicht in die ego,

sil'che '^elsiiiig verfalle,!, ihre soziale >>!>.liig tellwclse aus

Kosteil der in denselben Betrieben taugen Arbeiter und An-

cestellien zu erreichen. Der Diletlanli Nius im innen 'Bor¬

s/and der Relchsgeuerkschaft fand bereits in dem folgenden
Ultimatum an Regierung und Reichstag seinen Aufdruck!

«Der am 24. Januar !V22 zu Berlin logende Erweiterte Bor-

iki,nd der Reichsaeo>erkschaft Deutscher Eisenbahn Beamten und

Anwärter stellt feit, dak durch die Neuregelung der Besoldung

zwar die oberen Besoldungsgruppen ausreichend bedacht, die

unteren r.nd mittleren Besoldungsgruppeiz dagegen einem

unertraalichen wirtschaftlichen liotslande verblieben hnr.
Ter Erweiterte <iorstattd der R. lk legt gegen die oon der

Reichsregierung und dem Reichstage angewandte Methode der

geringfügigen Belolcnmg'-'elböKungen de? unteren und mill'

leren B,ioldungsgrunpen — bei gleichzeitiger rapid hsjaende?

< < Al lste Berwahrung ein und verlangt schlzu«

n,,isi Al! 'l<e Es ist der Eisenbahnbeamtenschnst unmögliib.

jill) noch longer mit derartigen unzulänglichen Mitteln ad»

ipeisen zu lallen
Aus tirsen i<,iundcn wird de? sscschasissührende Borsland dc?

dcn; ^.B Ä .
dem R.F.M und dem Reichstage unverzüg.

lich die ursprünglichen Forderungen des Deutschen Beamten

> .'.^ vom l lezeniber t«2t unter nachdrucklichtte? Betonung

i . ! n>ndl^,t automatischer Anpassunp oller Bezüge an die

iznkcnd' ^ol'^ioit des Geldes nochmals einzureichen und späte-

ns noch «iloui io l .. lagen nach Ueberreichung bindende

i. lll^runa"n ui^r deren Annahn,e oder Ablehnung zu ver'

langen

>ur den <"oll der Ablehnung wird der Hauptoorstand der

i'. i'eou'lr.ie.i. mioerzuglich das leljle gewerkschaftliche Ml«

ic! iii Anwendung zu dringen."

Weder die Regierung noch der Reichstag wäre in der Lage

gewesen. d,e,es Ultimatum in 5) Tagen auch nur zeitlich er«

ledigen zu tonnen, ganz abgesehen davon, das, ja dcr Be¬

tt mkenbund seli.st seine Forderung vom Dczcmber nur als

Grundlage für die Pünzipiellc Rcuordnung der Grundgehal¬

ts ang<ie!l^ki wlsl.ti wollte, ohn^ sich etwa stark an die dort

an a> ..iu.r,schon <^:ui,den ansgestellten hohen Satze zu halten.

? < r ^> ornaild dcr R e i ch s g c w c r k s ch a s t muhte

wiilen. und er hat es gemuht, dah er ein

n n e r ! u l l b a r c v Ultimatum st e l l t. Er hat also

d,l l^ ls. nbahsli'<an,ten in einen Streik geführt, ohne ihnen

o! ^ iaaen. das, inl den neuen Vorstand der Streik dies.

, Selbitzweck und nicht Mittel zum Zweck sein sollte.

?deis,'richt eine derartige Anwendung des auhersten
^ ' nittels schoii allgemein jeder gewerkschaftlichen Auf

i^ian^. jo inufz sie um >o schärfer verurteilt werden, wenn

es ml, nn, Lahmlegung des Verkehrs und damit des gesam¬

te?' Wirtschaftslebens wandelt. Dcr Eisendahncrstrcik i'i

,!n n ie ein ^eiieral't-eik die Inanspruchnahme der höch^

jteii Aktion^kraft der werktätigen Bevölkerung. «Ver ihn

miklnauchlich anwendet, macht diese für die gesamte Arbeit-

ne!;.'eikchait scharsite ^vasse stumpf. Der Erweiterte Vor-

, ano .xr Reichsgewerkschaft ober hat darüber hinaus die

Proklamlerung des Streikes mit nur gegen 15 Stimmen

bei ciner Stimmenthaltung beschlossen' im engere" Vorstand

war das Stimmenverhältnis 4 . 4. d. h. es. war überhaupt

keine ^iehrbeil für deii Streik.

schwankende Haltung des Deutschen Reamtenbundes

In dieser entscheidenden Stunde, tn der es sich um do

Schicksal aller Beamten handelte, ha! die Spitzengewerkschasl.
der Deutsche Beamtenbund, auf eine Etcklungnabme ver¬

zichtet und mistan .'iner Billigung oder Ablchniing des

Streikes folgende kautjchukarli^c Elitschliehuiig an, Ja-
,iiiar herausgebracht

..Der Borstand des Teuischen Beamten Bundes rvnldigi ^ie

llnnlnnde. die die «rlchsgewerkjkdast Deuischer Eiseni^abn

Veamie'l und .Anwurter zu ihrem Uliimatum on die Reichn.

^rnng geführt habe Er findet den letzten Grund zu dieser

"'iii'.inil)me in der sprunakasten und unsozialen ^'e>l'ldung<'

pl'k,t'k des Reichsiinonzministeriums. der sich bedauerlicherwei'e

' ^.t' .>c?it,'o itNi^ ioa 0!iaeschioi!en Knden '.ii>!>en

dreier oeriehl'en Bejoldungspolilik hat vor ollem auch die Z>al-

iung der :^<ict> r^iierung und insbesondere des Reichsoerkehrs-

niini,:, rium^ in :«s ",roge de? Ardeiiszeit weite Kreise dcr

^ eumlen'chajt ouss ausieljie erregt.

?er Deutsche Beamten ^und erwartet, dasz die Reichsregle«

iun^ den drehenden Konslikt mit der Retchsgewelkschajt noch

adwendet und i,n Sinne der gestellten Forderungen sosort die

Berhondll ngen mit dem Deutschen Beamten Bund ausntmmi
'

So bat d.'r Streik dcr Eisenbahnbeamlen. ohne dah man

ll,nen auch nur die t>,elegcnlieil et,ier Urabstimmuiig gegcbcii

Halle, unter völligci Massivität des Deutschen Beamten-

bundes. uiiter bewuhler Ausschaltung der Ardeiter- und

Angeitelltenschast und m,t einer den vtrcikcnden gegenüber

uiiwtthrhailigcii Slrcikparole seinen uilheilvollcil Lauf ge-

iion in^n. Die völlige Uilkcnntnis dcr weitesten Arbeitcr-

iind Aii^eslciltenkreise über dcn Eharakter dcr Re,chsgewcrk-

schaft uiid über die Vorgeschichte dcs Streiks lassen es erklär¬

lich erscheinen, dah diese Arbeitnehmergruppen mit dem

ihnen eigenen gesunden und wertvollen SolidaritütvcmOflN-

den dem ersten Beamtenstreik zunächst ihre ganze 6qm-

vathie zugewandt haben. Dic Vorstände dcr Epitzengewcrk-

nhasteli, dcneii alle d,^ ,ZusainmcnKä,ige bekannt warcii,
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lmtlcn dage.icn die iil.abwci.'.a^' i'liV.'!. i.hf'elilg iind

^'cksicht>los dcr ^offentlichfelt volle ^i.tti il' '.u gcb< '

^e durften sich nicht gleich dcm Dcnlschcn l^ n'
'

von dcr Vcrliiitmort!i lg drücken, sondern k.i.'ztcn ':ch jar

oder gegen dcn Streik erklären.

^:e vorausflc^nngeiliN Darlegunge:! können keine? ,',w<

iel darüber lassen, dah die freigei^erlschaiü.^cn Spitzen

verbände ans E,rund ihrer ^ierantwortllchkeit gegenüber

oer gesamten ..rganisierten Arbeitnehiiierscl ast A!'l,ruch

dieses leichtfertig eiiigeleiteten. in seiner inner- nnd nl '>

politischen Auswirkung unabsehbaren Streik, rerlangeir

muhten. Die Spitzeng werkschaslen drriten s h abe: auch,

ohne Rücksicht azif Stimmungen und auf V^pular.i^.l. rw?l

der Linie ihrer >>alli ng da,in nicht abbriii^en Ii^.^. als

stch zu den fihwcrcn Fehlern dcr Rcildsiz. weikkiliai: d e

ebeliso falschen nnd provozierenden
'

ifznat)' -. der

rung qejelli.-n.

Verordnung des Reichspräsidenten

^g . schlecht beratene Kabinett, in 5e,n. abgesehen von

5 ,n Reichskan-ler ^vlrlh und d.ni ^^lrtjchaf:-min'Nei

Robert Echnildt. olle anderen w't Vlinol-elt ge , , i

sein schienen. rer>ichtete völlig daraus, den llis<n!vn der

unter den Beamten l^rkandeiien SlreikNln wling n'.li? n

^ e^.en ulid brachte e . ,.!,:iehlich fertig, die dur^l, die winselst-

i?tke ^kot unserer Tage in allen A-bciiiie!^.nei kiei,en beieiis

norhandene. berechtigte Unzufriedenheit bis .nr S del)itze

nnd äußersten rmpfbcicitschaft zu ftclzcr'i 5^je ^.r ^d-

nnng. die man l,e>^ r als eine s>erai.'iorderi'n.a !' li!e be

> .i köntien. hatte sols,c.".dcn ^vor<laut'

Ans Krnnd des Artikels 4«. Absder Reichsveri n : i^ oer«

nl^ne ich zur Wiederhevj.ellung der e uli^.n : n^ uno

^nherheit im Reichsgebiet folgendes'

A l. Den Beamten lber Reichsba' ! ebenso r.i^ o.üen

rigrn Beamten nach >em gellenden Beamtenrecht d,e (^in

fiellung oder Berweiaer^ng der iln: n (.liegenden Ar>'ke't

verboten. Wer eme, Beamteii der ^eiaz^badn u'. ccer

tnernach verdoiene?: <.!,s ellung vd-r Berweigerung der Arbeit

fordert oder an ^->i. wird mit l,e:lii,,:n,.. und mit

,ir<?ie bis ;u ..i, .^.ark oder Ni^l <,ner oiejcc Sl.a,<n

rnst. wer zur ?urct,,ul.rung einer oe^botenen ^'iedc.l. ;i.

"der Verweigerung der Arbeit an /.o.kr.'ien. 7^'h^>ei^aen

Maschiiien. Borra:en (.>er sonstigen Anlagen oder Einr:^.

lungen Handlung«--. vcrnlinmt. durch we'lde die oldnun^s«

iemäjze Fortsetzung des Strickes dcr Reichsbahn unmöglich

gemacht oder erschwert wird.

H Z. Wird durch eine u:.Nl!uss,ae. Eiiijieüling oder Berwciae«

rung der Arbeit der Belieb der Re,^.<^.'.n aa.!^ o^r te.l

w,n,e stittgtlegt oder erschwert, s^. ist der ^ei^.v:r^.!r ,.i'n,ster

berechtigt, ylotsiu, d ortn iten und Rotslaiidsverior.^,,.,

sichern, sowie alle Ai'aiinnhmen zu treiien. d'e zur ^l^eiterf l!?

rung des Betriebes geeignet ,inc>

A ^l. Beamte. An.'.enellie oder «.teile? die im Betriebe de?

'ieich .d.ihn die «rt'eli wciler udren oder Rotstandsarbeiten

oer Arbeiten zur Sicherung der Rotstand.ocrjorgung leisten.

Surfen dielerhald in keiner Weise wirtitlwiilich dena^teili.u

werden. Wer zu einer solchen Benachteiligung auffordert oder

.nreizt. uiro mit (Kebi-ignis und mit ( . . biü ,n

U0iM Mark oder mil ciuer dieser Strafen l,eslrusi

^ < Berordnun« lriit a?n l ^edrua: l^.'_' ,n ^rc; l.

Berlin, den I. Februar >»^'.

Der Reichsprüsideni gez Überi

Der Reicb.k^ l .lcr gez. ?r W i r i h.

Der Reichvverkehr i ni'ter. gez. l'', r o e n c r

Die Rcgieruitg hatte es bl.ber verabsäumt, ihrcii Stano«

punkt zum Streikrecht der Beamten aus zusprechen, und eo

ivar mehr als kurzsichtig, c.nzunehmen. dah dieses Grund¬

recht aller Staatsbürger nun ,m Augenblick des Kampfes

durch eine Ausnahmeoerordnung aufgehoben werden kannte

Der tz 4« der Erfassung gibt den. Reichspräsidenten die

Befugnis, zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit

nnd Ordnung besondere Älahnahmcn zu treffen, und cr

kann zu diesem Zwecke vorübergehend die in den Artikeln

ill. ll.> 1l7. 11^. I^.l. l.'i uiid k .., dcr Verfassung fest:

gesetzten Wrundiechte auspr Nrast selben Die hier ange-

zogenen Artikel betreffen verschiedene Bestimmungen über

oie persönliche Freiheit jedes Staatsbürgers. Das ttoali-

tionsrecbt der Beamten ist aber in den Artikeln 1.t0 und 1 . l

der ikierfassimg niedergelegt d,e auch vom Reichspräfidentcn
"uf 5,rund der mm nach Artikel t^ ^isleholidcn Bcfugn,'

iit.ht ansgel'''!. n :.. lde.i loin ?i. d::^h d ^ el . ^n:e«

verordnuiig 0es R^chcnrasid< h'.^r willkürlich vor

Aufhebung des Streikrccht; der B amtcn Halle auch

weilen Arb.i^' niid Angeneü.enk.< ,'en l>e ^'es^rc!)tiin^

wachgerufen, derh auch ihn^n :es ^ages da.id^e !5rund«

recht gewaltsam s'ciiommen werden konnte /,nr neueren

'Bcrschärfuiig dcr Situation mu'^' n '^. n die ^c. :n.^r:.

mafziiahinen dcs Berliner ^o!/.e.prask>,?t. n führen, der

die Streikinbrer r^rbasten und d.c t''x!5er d. r ^' 1) -

ae!:'(5kschaft auf d'r Bank bei'^Iagno!^ne?i lie^z. Cs nar

der Einwirkung ler Sluijeki'ewerk'las ^elnn^en. bcrcitS

am folgenden Tage die Freilassung der Verhafteten nnd

eine B'erlt.zndigun'z des ^'olizefprcsid^nlen mit dec Reichs«

gewerkschaft üb^r d'e wcilcre -<>e'. . 'walt i'' -nct : ich
d^s bejchla^nahn'teii Geldes heikel^nfüheen. aber nacl e i

^li'n^.I oas ^el*ins Fc'ier gego>>e:i war und wi.htigne ^'

laliiliiasrechte :ni ^ai.dnmdrehen abgeschafft worden waren,

war in den crre.rten Arbeitcrmanen dirs Vcr^rauen

Rc,^. ie.V^rü'lg oilr.. jchwcrfte crl'chiltlerl.

(Zingleifett öer (^pchenverbände

forderten gc^:e:crl>ch die sofortige A'lfKebung der Ver.

ordnun^ uild liehcii in ihren Kundgebung.»!! keinen ,iwcif.I.

dafz jie für dieses Ziel zitm xampf auf bre !ener tvrundlage
dere.standen. Die B>)rnande oes D l<> B. und des AfA-
Bundes traten um Februar ;n ernster Beratung ^ .

ianimeii. der tellw.ise glich d:>' ^r^aiil,alionsvertrctcr der

frcigewerkschaftlichen Eisenbahn Arbeiter. Angesteliken nnd

Beamten beiwohn.en. Das Ergebnes wurde noch in d<'N

Ab^nd!>lal:ern vom Februar durcl^ folgende Vc> '

llchung betaiintgcgebcn'

«. D. «. «. und AsA Buud zum Streik.

Ue'oer c^e Stellung des Bundesvorstandes des A. ? <'> <>.

Vim Streik der Eijent^amten erfahren wir. daik das Borge!? (

de^ Reichsgrwerkjchast eiumuiii verurteilt wir). Dieselbe Aus«

sassunzt wi5d auch vom '^o:nan) des Allgemeines! Freien ^>.«

g.stelltenbundes vertreten. Bei>e Bor:,>ide d.r grest.-n Ar

deiter und Angesteilteli^cwerkschlrften erblicken in dem B<,r

gehen der Reichsgewerkschuji eine unverantwortliche Miszach.'ung
oller ^ewe'kschaitik.Keli (^rundre^<ln. ^-^^'iondere verur:

sie. da« die Reichs^ewcrkjchaji der ^n.ien dic von dc?

wegnng oil'. ens.N
' berührten Arbeiter und Ang.stellteiigewcrk

jchasteli ubjlchilich und systematisch völlig ausgeschaltet hat

Die beiden Bunde^vornande lieben auf dem Standpunki. >

eine Gruppe von B.amien -?:.aupt nicht dos ^!<cht jur sin i i

Anlo7i!.h nebm.'ii d^rf. einen fiir ^as E>esami:r.>l und vor al:<

sür die Krljkenz der gesonnen ^rbeilerjchast d^rma^en notwen)l

gen Betrieb wie den der Eisenbahnen duich .'lrbeitsvinnelli

N'.ll^ulc.i'n. sondern das; zu e:nem solchen Beschluss Ukll.r ul'.. i

Umstanden die Zustimmung der Eiesanitoer^etung alle? E,

werkschaften eeforderlich gewesen wäre sZur dem A. D ^'

und dcm AiA Bund an<ie,s^ !icn (h'wcrks.dasien bestekt ein

'^e'cbluki d.ejer Art. wodur.li l ^e o^rsiedcnde ^^orau^jennnz ^ 5

einen Streik i» ähnlichen led'nswt.hti.re^ ^trie^en ,e,t^eie.u

ist. schon seit längerer .<e,t
Ungeachtet dieser Ablednuna u.id Minlnlli^iinq des jei;i^

Streits der Eisendtthnbeamten weiidcn die >' .^en Bundesvor«

stunde sich ober mit Entschiedenheit ?cgen di' Bcrordnun^ d

^eichspr<:.id<iit.:i un^ d,< " nahmen de^ Berliner Polizei
prasidenien c>.'utc inittoi id ^io deiden Bilildesvo?>onoe Nir

gemeinsamen Beratung zusammengetreten, in de^en Mittelpunkl

die aus diesen Erlassen sich ergebenden ^o'.zen stehen und i^ der

auch zu den Berhasl.in^en und der Beicbl.rqnahme der Gelder

Stellung genommen werden jotj c in Er.iedi,is diese? Beratui'

>'eil liegt bis,)e? nicht vor. doch wird bekannt, da« heute nach»

mittag eine Besprechung der ssewerkschaftso rt'ete? mit der Re>

e^erung statisinden soll Den Blauen, auch die Arbeiter un)

Angestellten der Prioatindujt.le in Brot«streik) ll'^'n ^

^eichsverordiiunfl aufzufordern stehen l>eid: Bundesvorsl'inde

ablehnend oe^enüb^r. Sie e'w.ir!e.i bestimmt, dosi io!
'

Parolen nicht befolgt werden.

Verhandlungen der (^pl^enverbande mtt der Regierul! ,

Die beiden freigewcrtjckxiftllllx'n Spitzenvorsrändc stcllteit
sofort die Verbindung mit den lnejanitrorstanden dcr übrigen
l^ewerkschastsrichtungen oinschliehlich des deutschen Veamteii'

bnndrs hcr. 7>n ciner Sitzung, die ant .'i. Februar mittags
stattfand, wurde nochmals vcrsucht. dcn Deutschen Beamten,

bund zu ciner Stcllungnahnik zu bewegen. Seine Vcrtrcter

nahmen abcr immer noch c;ne abwartende Haltung ein.

lehnten es ab. sich öffentlich zum Streik zu andern, obgleich
es dic dringlichste ^?l^t,t des Beo. n!cn!>nndc> glwcscn wäre.
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dcn iibr^en, am Streik nicht b^eiligien Beannengrnppen
< ^' ^a^'.e ;n ae!en. ^ . . i ^eani!cnbnild der ^iuZ,
:n dieieiii ^laa<!;blick iro< i^>ir^<I'e ^'^n".'.roi:..!^g a/.i sich

zn iiebmcii. ubi.a,'! i><nnerban^c niiiszteii deshalb

die notwendigen Berbaiidluiiacn nut der R. l!>_.le:Z!irnklg

c!'ie rcn Beamteiibnn^ n^ine!)ln ii. ">n der Verrechnn.': mit

don Rei^skaiiU<: wir:!) kam <>.. ^nna.l'.i wohl in gew?i!en.
. n auch iioch unverbindlichen ^a!:cheiunge!i n'oer die Be

re::w!ll:glelr. deii malet ell^i Fol^erniigen der Streitenden

cnlgegeiij^ikonii ieil. Dag< ;^< ?: ielnlle es der Kanzler nn! iillcr

E ii'.z.^ e^en^e'k a!i. I^nii^der Vcrord?'.uiig des Reichs-

rrai'.?enle:i an^I) nur irgc^.deiiie Aeusserung d^r Regierung
,'^r e.i'en c?wa ^cii At'sr^i der ^pilzcnacwelkiäni'le.i zu e^ '

Vlbbrnchs des Stil .' ^ i ma^en. 5er 'Bertre:cr des AsA

Bandes ilt!i:e ^ber gei^.' 7?<'e .">iage ii, deii Ä.'.lte>rn:nkt

der ganzen Erfrierung. Taraus wurde ^re ^'Nung abge

br^i.e:'. S. i><nver^atraten erneai in,^ d<ni B

«üttenband .>uicmmen, waluend an anderer ^t.ile das

b'nett den Bericht des Rcin^kanzlers enlgegeniiahm. Der

Beaml'.nbnnd o^Karrle iii icnicr ttneiilschlossenbeit. bat aber

de 5p nengewcrkichailen. ><:ie Ancrltnm.ng al.' ^>erbaiid

liiiiassaklor be^'i Rc.chclanzlc: zu erwirken, wo«' danii auch

gelben in.

A?n ^iachmlllag um ll' r knnz es zur zwellen Sitzung der

S^i^enverbaiide m,r der Rcgier"iig. die diesmal naher dem

'ichskaiiZler euch den ^erkcbrsminislcr krockier, de'i

,> iiaii^miniiter fernes und c:ne Reche von Renorlbcanilcn

z ,:!andl Kane.

>ii dicicr cntichei5e'.i5cn Berhandlung zwischen der Re

g,erang und deii Spitzzengcwerkjchaiieii gelaiig es. das ,^
i'.a,izm,iiisteriunr zu em<l (irklaruiig zu bewegen, woiiach ja

jor i'ie rboiidlunoen über alle grundsätzlichen Besoldung^

fragen Uiid die jm:n.^ 'i Beoinlenwuiiiche. ö. h. auch über die

l<„ ..abgeholter und die Arbeitszeit, zugesagt wurden, lieber

das weitere Schicksal der Verordnung des Re.chspraiidcnien

wollte die Regierung auch in dieser Sitzung keinerlei Er.

klarung abgeben und eril nach langwierigen Auseinander¬

setzungen gab si' schließlich ihren widerstand gegen die

folgende von deii (>>ewerk>chas:en gemachte Formulierung al.i:

..Tie sür diesen besonderen Streitfall der Reichseisenbao
l^amien erlassene Verordnung dcs Reich-.Präsidenten wild mit

dcr Beendigung des 5tre,ks gegenstandslos."

Das gail2< Ergebnis der Verhandlung fand seine.! Glieder-

schlag m einer l0iieiltl?chnng der Spitzengewerksck>aften. die

nu! dem solgendeii ^<ortla.il am Morgen des 4 Februar
verbreit,! werden konnte'

An die Beamten. Arbeiter «nd Angestellten!

!! .'.,r <,ol!,gcr :!iich!achtung de?. anerkonliten slcwerkia.o'ilichen
isi'.u.idwqe hol die Rcichsgewerkschaii bcutscher Eisenbahn-

Beamten nnd anwörter «nln^!,ch einer uoch im Hange befind.

!,chcn ^od iveiko idlun^ durch Auisorderung Zi'M streik deii

Ei'c„lahiivcrkehr ^- auch den jur die Ernährung dcs Voltes

"gen
— lahmoclcgi. Obwohl gerade die werk;o!,>ir ^evölke^

rung unter den folgen am schwersten zu leiden Hot und die Be-

iol)ungHverordnnNtt ?er Bcamtcu mit den zurzei! siaiiiindendcii

Bcllmiidiuttgen tn'er die ^öhne uno GeHalter oer Artniter iind

A'igestellteu tu ^taatsbelrieden im eugiten <iu'0inn,cnhangc

s:ebi. bat es die Aelchsgewcrkschail abi'.chllick u'?ler!ai,cn. l'eni

Mz:!.il1n' der ul.rlae'l ! ^lcl'''enen b',^wcrkichoftctt noch ei'<e)N

gemr.ti .iinen Bor^cnen iiach^ukommen. Tiejelbc Reichsgew^rk
schost. die jetzt >>ilje von dcn Arbeitern und AnlNncUie i

'. ll ^i. Kot auch diesmol ?hre Soiiderbesiredungeii den gem i:z

so n ! ^.nterenen aller Arbcitnehnier übergeordnet.
Es .ii unern.oglick. wen,i Eine einzelne undisziplinierte Wruope

in solch unoeraniworilicher ?veiie n,<! o<,n Schicksal ber ge

ja,n eu Beoolkcruiig jpielt. Dicjer ^ohnnreik einer Beam.eii

gruppc musz bei tcr dcrzeiligeii wiri!cha,ilichen ^u^e "iich bei

nur kirrer Dauer die ^ebensdevingungen aller Arbeitnehmer,

ji'ionders in oen Kroizstadten. aujs verhängnisvollste geiohroeii.
«,<ra^cw katastrophal aber wlrkt dieser Streik bereits jetzt

— in^l Worten vor der Kon'kl<,lz in Kenua ^ aus bie Archen«

poiitlf Dcuischlaudz em.

Die Berantwortung gegenüber den von ihnen vertretenen Be*

smten. Arbeitern rint, AngesteUten wie gegenüber dem gesamten
Bolke legt deshalb dcn unterzeichne!,,: Spitzekrorganijaiionen
alter werkschostsrichiungen die gebieterische Psiicht aus. alle

im 5:re?k bejindliche,, Eiienbahner oujzusordern. die Arbci so.

fort wieder aufzunehmen. Von der Reichsgewerkschalt wird er.

wartet, da« s,e sich ebenso ihrer schweren Versniwortung dewusil

w,rd und den Cir«,k unverziigli« beendet Tie <ur diesen de.

iont'e'en Streiktall erlassene Verordnung des Reichspräsidenten

« r^ m.t der Beendigung 5es Streiks gegrnsiandslos.

^ :e,i Spli>e!:^ewi i^ ll (is:en had. n t ci ibren

^>crdon^^. l^^ n mi! der Rcichsrcgicruna von dciii tötenden
ä:^ l> ><i .lngssragc Kenmnis sicnoniNien.'

?,e i! r</? e^.nig hat gcmafj ihrer bci drr Bcrabi.ljicdung
? r !ei>! n Bs'ol7ungsvorlagc gemachten ^u?a.qe bereits am
'

V ^o i.,or 0 >. ol!o vor Au>briich d^s ^Zre.ks. die Frone der

l'.. :e idllifi/' o<"! ^^iri!chast5deikijjen 0'i Bea.nic in i7rtcn iNlt

tclon^.rs n mirtschastlichen Berlialinilen in An

lchnung an dic den Arbeitern bewilligten !leberleueruligs>u
ichuiie ?n i >e?i ^lnsichusz des Reichstags eingehend gcpru>:

?e.' ^e ,1 ?o!> ' >dald dar.auf den lr,e!ekenk,v'.trs. welcher
'..! ^

. ii'.en.^Kriina der Wirtschnitsbeidilil n nei .^en Mille!

?likilel!ekk ioll. ge?!:d'ii.gt sowie die erforderlichen Mahnahmcn

r r.ne d.jcl)!<uiiiflie Beradschiedung dcr Borloge durch die ge

l^edlNden c>ori^: ^niiicn des Reiches nnd i.i? eine möglichit
t i.?is.e ^us'ubiiinq der Zahlungen gez^oise,?. Auch hat die

'^-'chsreflierung i^re Bereitwilligkeit erklärt, mi^ deii Epiizen

verdondcn. oie Bcomlc vertrelcn. in Erörterungen udcr die

ii-eitcren gru.idiolilichrn BesoldungHs'z.agen und jonjligca Wunsche
^e, ^- iniicii < l : '.Nr< lcn.

?:c ^e. i lc^: r.<i!g erklärtc serncr ausdrücklich, da« alle

rultue und Bejinill'kllngen über eine beabsichtigte Beichronkuna

dcr v"riu"u'i^s,nonilien j<oalilionsirelhcit durchaus unbe

gründet nnc>.

?.nn.z in .<e B ..ali<l.tiflung dcr berechtiglcn Beamtenio^de

ijltn i.!?^ ^lr des Koaliiionsrechis aller Brd'lts.ehml r

,.i^i .N> r >r:o^-icn von der organisierten Arbciinehm '

'^a'l. das^ nc nch n'.isnblicszlich an die M'izungen Lpitzen.

orxanisationcn hält.

AÜgemeincr ff)ewcrkichastsbund. gez. Leipart

deutscher <c,<wcrkschastsbuttS. Ballrulch.
^ n

'

!'.^ deutscher Arbeiter
. AnalNelNen n^id

Beamtenoerdoindc.

5>o::niann. Zanieider.

A^dneincr ire^r Angesielllenbund. Aushauser

^^lll)ts der teilweise iNijzverständlichen Aussossu,ig niid

mitunter sehr schärfen Kritik, die diese Veröffentlichung dcr

Sp.pengcwerkschaslen gesunder. i>at, ist zu bemerken, dah es

,ich hier iiichr um emen gewerkschaftlichen Aufruf handelte,
in d<n, btilkmmle Fordeiniigeii ausgestellt werdeii sollten,
sondern um den Bericht übcr die Verhandlungsergednisse.
die in der Beratung m,t der Regierung erzielt worden

waren. Der Protest gegen die Verordnung des Reichs¬

präsidenten war. wie wir schon erwähnten, bereits in den

Abendblättern vom Febrnar veröffentlicht worden.

Wcnn es sich lediglich mn eine Willenvauherung der Ke-

werkschaften gehandelt hätte, so wäre es auch iiicht nötig
gewesen, die Formnll'rung vorher mit der Regierung zit
beratett. Da aber in dieser sür dei, Abbruch des Streiken

bestimmten Erklärung auch die Stellungnahme der Regie»

rang zu deii einzelnen Forderungen der Streikenden en*-

hallen icin sollte, so kam es darauf an. das Kabinett auf
deil Wortlaut der Rex/erungsäufzerungen festzulegen. Die

iil der Erklärung enthaltene Bereitwilligkeit der Rezzierung
>n Verhandlungen über die Besoldung^ und die sonstigen
Beamteniragen. hat dann auch die llnundlage für d,e ab

schliefenden Vereinbarungen zum Abbruch des Streiks l>

bildet.

I,c ,"oidernng dcr b'iewerkjchaslcn nach sosorliger Auf¬

hebung der Verordnung des Reichspräsidenten war von dem

Kab nelt allerdings abgelehnt worden, nnd es ilt in der

j?effentllchkelt deii Spitzenoe!banden vielfach vorgeworfen
worden, dafz sie trotz der ablehnenden Haltung dcr Ren>

rung ,n dicicr Frage iiicht für die Fortführung des Ei'en

bahi'eiürelks gekampü hatten. Wie wir über die Verord>

illiilg des Relchsprand'Nkeil deiikoii. ist m diesem Artikel

jn rcils ausgeführt worden. Nachdem aber das ttoo ! cll

die Verordnung ,?ilt dvm darin enthaltenen Streikverbot

für d,e Beamten crlas'en hatte, hatte nach der Erklärung
des Reich tanzlers die sofortige Aufhebung der Verordnung

hedeutet. dag die Regierung grundsätzlich gegen das Siicik-

itcht der Beamten „lchts mehr einzuwend'N hat. Sie hätte
Kilo innerhalb von wenigeii lagen emc.i ÄieliiUiigswcchjel
li, einer der wichtigsten Grundfragen l'ori,ehmeil ultd nach

ihrer eigenen Aenderung damit auch gleichzeitig zurück,
treten müssen.
Hatten die Epitzengewerkschasten entsprechend der Stim¬

mung in vielen Betrieben auf der sofortigen formellen Auf¬

hebung der Verordnung trotzdem bestanden und die Ver¬

ständigung m,t der Regierung daran scheitern lassen, so
wäre aus dem iZohnitreik der E iendahnbez mten ein gr^ger

auszerparlamentarkscher ttampf. d.h. eine von den sämtlichen



- « -

Kewertschaflcii getragn politische Aktion gegen die Rc«

gierung Wirth geworbn. ks>anz tibgesehen von dcn we:t

tragenden Folget,, die ' in Rcgierungssturz in diesem Augen¬

blicke sür die ganze außenpolitische Lage noch sich zichcn

muhte, konnten die Coitzengewerkschaftcn einen Sturz der

Regierung auch aus ir.apolitischen ^runden nicht veran:

warten. Wenn die E^werkschaften die jetzige Regierung

wegen ihrer Stellungnahme zur Bewahrung cinc-' bed.

gungslosen Etre.krechts für die Beamten gekürzt hätten,

so muhte doch mindestens die Möglichkett vorliegen, eme

andere Regierung zu bilden, die das uneingeschränkt.'

Etreikrecht an die Beamten verleiht. Diese Voraussetzung
für die Reubildung euer auf das Kabinett Wüth folgen
den Regierung war aber nicht gegeben. Abgesehen von den

bürgerlichen ^rrteien. Sie das Streikrecht der Beamten be

dinpungvlos ablehnen, fehlte auch eine Arbeüerregicrung.
die den erwähnten Vcraussctzungen hatte gerecht werden

können. Die Erfahrungen in Rußland, in Sachen uild in

Thüringen haben bereits gezeigt, welch unerträglichem

Druck gerade ein^ Arbeiterregierung durch die politisch
anders denkende Beamtenschaft ausgesetzt wird, Innerhalb
der Arbeiterbewegung sind die Auffassungen in die,ei Frage

auch theoretisch durchaus geteilt, und em erKel>! tZ^r ?e I

will das Streikrecht der Beamten von einer Abloim.g ihrer

lebenslänglichen Ansrell ungsdedingungen abhängig machet?

Es fehlte also jede Auss cht. die etwa dnrch die Gewerkschaf¬

ten gestürzte Regierung in einer die Streikenden befried!

genden Zusammensetzung ersetzen zu können. So leicht in

diesem Augenblick cin ^turz der Regierung herbe,^fuhren

war. so gefahrvoll und unheilvoll war aber auch das EKc^

und die Anarchie, die d.'r Sturz im befolge laben must:

Die Berantwortuilg für die Herbeiführung solcher Zusende

glaubten die Spitzenveriande nicht übernehmen /n können.

Die Verständigung mit d.'r Regierung war an.1) ^machst aii-

nehmbar. denn sie entbiet die Feststellung, dafz die Aus-

nahmeverordnung mit dem Abschluß des Streiks automa¬

tisch fallt, d.h. die enhlültigc grundsatili^ Innung den

folgenden Beratungen m Reichstag vorbehalten bleibt

Damit war verhindert riorden. dafz etwa jene nähme

verordnuiig eliie Vrajudizierung des Etreikrechts der Be-

oniten im negativen Sin le bringt.

Der Deutsche BeamtenBund war auf Befürwortung

durch die Vertreter des AfA-Bundes und des ADl'.B gleich

falls am .'l. Februar abends zu Verhandlungen mit der

Reichsregierung zugelasseil worden, nachdem er vorber seilte

vn druckliche Mißbilligung zu dem Eisenbahnerstreik erklärt

hatte. Seine Vertreter erklärten an diesem Abend den

Spitzenverdänden und Kr Reichsregierung, dafz auch der

Beamten-Bund nach dem vorliegenden Verband!ungsergeb
nis von der Reichsgeweikschast den Abbruch dos Streiks

verlangen würde. Sollte seine Einwirkung auf die Reichs¬

te werkschaft vergeblich se n. so würde auch der deutsche

Bcaniten Bund an deit folgenden Ta^e. d. n. am Sonn,

nbeiid. den 4. Februar, ebenfalls eine oiienlliche. dem Auf.

ruf der Spitzengewerkicha ten entspreche,ide Erklnrniig oer.

breiten. Ein solcher Ausllf des Deutschen Beamten Bunde.

ist aber an jenem Sonnn >end nicht erfolgt, wie überhaupt

diese Spitzenorganisation es in allen Etadien des Stre:!

unterlassen H(N. eiiideutig für oder gegen diese Bewegung

Stelluiig zu nehmrn. Die Haltlosigkeit des Beamten Bundes

war auch mit daran schuld, dah die ubrnien nicht am Streik

beteiligten Beamtengrnppen in rollte Verwirrung geraten

waren

Erklärungen der Regierung zu den materiellen Hord'-ullgen

Am Montag, den l'^ Februar, setzte die Regierung ihre

Verhandlungen mit den Coitzengewerkschaften fort, nachdem

inzwischen der Eisenbahncrstreik zu einem allgemeinen poli¬

tischen, von kommunistischer Seite stark beeiiiflliszten l<ie

neralstreik auszuarten droilte. Die Spitzenverbände waren

in diesen Beratungen zunächst iiicht einheitlich orientiert.

Unsere AfA-Vertreter konzentrierten ihr Veilangen «us

folgende Punkte l. Vra.liierte Erklärung über die als-

va.vige Verhandlung zur Ziachprüsung der (Grundgehälter.
L. erneute Z^ratung des öieserentenentwurss über die Ar¬

beitszeit mit den Spitzer gewerkschasteii und Vereinheit¬

lichung dieses Gesetzes mit dem allgemeinen Arbeitszeit-

ycsetz. Herbeiführung einer direkten Verhalidluiig"Mög¬
lichkeit der Regierung mit >en Streikeiiden.

Dcr dritte ^i'nkt kam bercits bei Beginn dicscr Sitzun»
zur Sprache, nachdem die Vertreter der christlichen Herycr^

schasteii gegen die Anwesenheit des Vorsitzenden der Reichs¬
postgewerkschaft, dcs Herrn Lenz, scharfen Einspruch er¬

hoben hatten. Diesem Vertreter der Rcichspostgewcr'schaft
hatte nämlich die Reichsgcwerkschaft der Eiscnbahnbeamten
das Mandat übertragen, anch für sie zu verhandeln. Unser
Vertreter, Kollege A n s h ä u s e r. bekämpfte diesen Stand¬

punkt der Christlichen und forderte dringend die Zulassung
des Herrn Lenz, um mit den ^''erhandlunqsergeb?iissen durch

diese Verbindung auch auf die Streikenden selbst ein¬

wirken zu können. Der Reichskanzler Wirth, der den Vor-

j-tz führte, teilte unseren Standpunkt, so dak mit dieser

Atzung eine Bracke zn deii streikeiiden Eisenbühnbeamten

gefunden werden konnte.

Es kam in der Vormittag',i! !<ng. wie schon angedeutet,

zu einer Erklärung bezüglich dc^ ^czcrenlenenlwnrss zum

Arbeit., .eügeseti'. wahrend in deii Rachmittagsoerhand-

lungen im Fiiializministcrium auch zur Frage der Erhöhung
der Grundgehälter dic bishcr immer vergeblich verlangte
Zusage des Finanzmmisters Hermes gegeben worden ist.

Räch dem offiziellen Verhandlungsdericht erklärte der

Neichsfinanzmini>ler bezüglich der Rachprün.ng der Grund¬

gehälter:

..In der Rcichslagssitziiiig vom -l. ">.o, e.l
- habe er eine Er«

klarung abgeben lassen, woilach die Aclcksr<gierung bereit se'.
baldniöglichst in eine eingehende Besprechung üder alle Bcsol'

dungssragen einzutreten und alle in Betracht kommenden Pro¬
bleme zu prüjen. Zu der (ncjamihcit dieser Probleme, deren

Erobern ig damals ,n Aussicht gestellt worden sei. tzabe nach

Ausiassuna der Reichsreaicrung von Ansang an sclbstoerständ.
lich auch die izrage der Nachprüfung der Grundgehälter gehört.
Auch dcr 5; rlusjchusz des Reichstages für Bcamtenangelegcn

heilen habe inzwischen in Aufsicht gcn.>mmen, bei legcnhcit
seiner Berolungen iidcr die automatische Anpassung der Ge-

hälter und Löhne an die jeweilige leucrung auch die ^rage

der Nachprüfung der Grundgehälter in E rörterung zu ziehen.
Er ldcr ^iinistcri sci bereit, alle Schritte zu tun. um die gegen

wartig der Bcrutnng des Ausschusses unterliegenden fragen,

insbesondere dcr Nachprüfung dcr Grundgehälter, beschleunigt

zu behandeln.
Im Anschlusz an dicse Besprechung wlirde die schon seit dem

Z>. Januar im 2^l. Ausschuß erörterte ^roge der praktischen
Durchführung der C>?währuna von Wlrtschaftsdeihitsen an Be-

anlle uild Angestellte in Anlehnu.<a an die den Arbeitern jU«

geftandenen llcvcrtcuerungszuschnsse mit den Epitzenorganiia
iioncn durchdercnen. Diese Prujuiis,e!i werden i,i dcn nacbnen

Tagen sortgejetzt wcrden
"

Kompromiß zwischen ^eichsgewerkschafi und Regierung
über Maßregelungen

^vill dieseii Erklärungen der Negierung zu oen materiellen

Forderungen der Streikenden war auch die Reichsgewerl
sd>ast einne:iranden und es war nur noch die Sicherung gegen

Maßregelungen zu bewerkstelligen. I ie Spitzengewer'
schoflen hatteii am folgenden Tage in dieser Frage dem Ka¬

binett die eindeutige Formulierung unterbreitet, dost Maß«

regelungen wegen Teilnahme am Streik Nicht stammden

dürfen, soweil es sich nicht um s:ra,l'are Handluiis.en. wie

Sabotage usw., handelt. Auch bei deii Verhandlungen am

ti. Februar hatteii die As'.'I Vertreter sowohl dem Kanzler
Wirth gegenüber als auch am Rachmitiag dein Finanz

minister gegenüber die k'.aie Forderung nach dem Schutz gegen

Maßregelungen nachdrücklichst vertreten. Dieses Voigeleii
der freien E.ewerljchaslen wurde aber aber noch am Abend

des 7. Februar durch die Reichsgewerkschast selbst durch,

kreuzt. 5ie Reiche^ew, rkschast. der jede Richtn,ig fehlt,
hatte sich wolil während des Streiks an die Arbeiterparteien

gewandt ulld immer wieder an die Solidarität der sieige

werkschafllichen Arbeiter und Angestellten appelliert. In
diesem entscheidenden Augenblick aber schaltete sie eb. .! ^ wie

bei dem Ansbrach de-, Streiks die sreieil Gewe^ steil
wieder aus nnd lieh durch den Führer der christliche,! !>><werk.

schasteii. Herrn Dr. Höfle. nl>er die lUlas>re^eIuii0,eii eine Ver«

handlniig Mil dem Aeichskanzler oermiltelii. Das Ergebne
dieser direkieil ^Berliaiidlung war folgend vo.npronl'g'

Ei.iigungssormel.

..^ie Rcichsgewerkjchaft gibt die Versicherung al' dojz sie n<

hcuic (Dienstag. D. Rcd > abend dcn Sircik der Rcichsgcwcrk-
ick^ast als becndct crtloren wird, nachdem dcr Herr Rciä, kontier
seineiscüs im Namen der iche reg eru k^ ausgeführt hat. dak
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bei s^^ortigei« ^:^r.i4, des ?tre.'ls d'^ D^iUplini rung nach den

vom Sc^am.?.' inett anf'ttst . enden Nichtlinicn er olzen wird.

?.e i'Iei^srezieruna w'rd b?, iej, . i.zrm «!>^rr'.-h des Streiks

in der Auwe; dnng k
"

n? t ^hruug der oltnarmajz-

nahmen vo.: Ilzssendisz .. i^r^cr.^)r:n und Vuslenentlassvngen
ansehen.
Den in ,^7^e st K^^xn ^e'.^..en wird ihr .e gerecht

seldstve?! inolich voültcinv'.g lzew^h::"

So Kar der Lohnftreik der Eisenbahnbeamten in direkten

'''.^Kanolung.'n de, Re!<5.<a">. s ^ttt den beiden Führern
5er Reick>sgewerksä^st du?ch e n KompromiK zum Abbild

gebracht worden. Die Reg erung rvtrd au^ dem Inlett des

.^amp! > Z'.lj'es erkcnnt h^!>en. wie b^,z sie bei ^'^r-

ndlun^en rn.t !. ?l'cn ..rc : l^na.'en^ i^ewer'schat.s.
sührern l e

'
.-"^ kann. ^ ie ^ini^nng^formel. bie

tünor Aa^'^^Itni-z d-r 7 . .enge^erk^ä-a^en ^uftan^e-
^

'

?^en war, k^m ein^r '^e:'.,^dn'an^ d^r streikenden
Eise ^! <. n

abgerungen'
kalte der

d 'l ke.'.'.e
ühnb.^mten u,;d > a>ich.
regieru?'g d e s-v

Massend ^ rioers.hren u..> ke.'.e Massenen:-
lassungen stat:s.nK:n s^l^-'. Ec> ist e!n ^.vim in der

deutschen l^ew5r^chaj:sde.^.au?q. daq Verrrerer der Organ
Za^onen ^.<t dem Aldei^'zel.er die Vornahme von Nafzrege-
l^n.'.'ii ü!^drück!ich vereinbaren n id lich da,^.it abfinden, dag
die Besirnsung der Streifenden niz: in ^l<all-n erfslg.. wo^

bei natürlich der B^gr.ff S^'as'e ganz subjektiv aufgcfaht w.rö.

Dieselbe Reichte? e^kschaft. d^e de^i Spiden^erüänden vor¬

geworfen ^2tte. /xü'.dlanger der 1>>.^5n."g Wirth za s.^ n.

hatte t'^er we:te-^:n zugestimmt. .
^ d e Dis'^'iniernng

..nach de.r vom ^>ta.nt?abinett aufzustellenden Ri6,:liinen

en wird'. Ein wei.erge^ndes Vertrau5n konnte maner 0!

/ -n j-..:''-i" .r ?. ^ ma-'. ^ e.'..i< it z

?le jede ^l'itw:rkn; q dcr Organ
sogenann^n cn

)N n die Är:f'te!lun^ ^er

udcr deren Inbalt das

ad l? keine Erklärungen abgegeben hatte. Es war

e n? ü"be Täus^tin^. d?n Srre
' -

en und den Arbitern'.u

erzäl,Ion. dah auf d!e> L^eise der Einsts; d« ^erke^r^

^itttiters 55-roener a > - en wa:e. drnn die Acehr-

ne
4

i^eWirth d

eingenommen. TieRe.chiger
^ Haftung eines Schi .ytun^sauisi
sich damit abgefunden, das; dos B

l ^el!^n bc: den heute bestehenden bureaukratischen I? ^:«en

.!'.a!s '^.e s'err slZr^ner

5ai: b.?: ? nich! einmal d:7

^uss-s gefordert, sondern
h.oeroerech: der l5enkos:«

geltend gs'nacht w i. V Die Lntrc^e ci^f V.'atzi^ze^

l^ng werte r also ron dca .^'ständigen Iienststellen gestellt.
Die l ii^z'l'na ^ .ez^en in ihrer Entscheidung v.

srel.

NUNc

ie loiinen nach dem Re am.engeicy nach den de-

z unznla!
en. R:g*n. s

cir V^rsahrunsisoorschriften Ord>

afen. Entta^sang, Verlust der

che ul«. beschließen. Ra.^'>j l^ hat die

^ivli.rarkamer, cdne an po ^- ^'-'wei^regeln gebunden

zu sel". izach ihrer freien, ans dem Inb^Jl sf der Verband-

langen und Beweise geschoren Ueberzeuezung. zu beurteilen,

inwieweit die Anschuldigung für begründet zu erachten ist.

>e l^eidstrulea bei bcl^oeten Beamten sind bis zum Ve

tra^e des einmon ^ hen Diensteinkommen« zulässig.

Die Reichsgewerk'chaf: kann den Trumpf verzeichnen, bog
,'e die Beweqr::.g unter Ausschaltung der freien Gewerk

aflen. die Tausende von Eilende n rn oraanisiert haben,

eingeleitet und auch die abschließenden Verynndlunzcn nnt

dem Deutschen Vcamtenbund al'e.n. v. h. o'^ne die Arbeiter-

und An^eitctttenver.rernngen. gcfüyrl Ka!. Rur so auch ist

e; zu erklaren, dah in der ^.m>j: ng mit der Reaier? ng über.

Kaupt nur von den Beamten und mit keinem Wort von den

.n Streik stehenden Eisel,bahnarbei*crn und -Angestellten d'e

Rede ist. Die nichtbcamte'.en Eisenbahner dursten wohl mir-

streiken, die Reichsgewerkschast hat aber den Streik abge¬

brochen, ohne sich um das Schicksal dieser Gruppen zu küm¬

mern. Ein solches Ergebnis ist nur denkbar, wenn man eben

darauf verzichtet, bei Beamtenftre ks das Einverständnis der

l^samtvertretung der Arbeiterschas: a^s Voraussetzung zu

l icren. Nach den neuen gewerkschaftlichen Grundsätzen, dte

hier lbeltung halten, war es auch zulässig, doh zwei Unter-

i anoler mit der Regieruna das ttomprom', abgeschlossen
hoben, und danit auf Befehl der Reichere;.ierung sofort

5ie.'littelegramme herausgeglbbcn werden konnten, ohne bah

auch nur die Streikleitung, geschweige denn irgendwelche
andere Organe der Mitglieder übrr ihre Meinung zu dem

zrompromih gehört worden wären.

Xichttinien des «abmetis

??ach der Forderung der Spitzengewerkschaften, wonach

^agre^elun^en wegen Beteiligung am Streik ni 't statt-
ünd^n dürfen, wäre auch die Ausnahmeverordnung (Streik-

« root) . ^ak:ijch aufgehoben worden. Durch die von der

'.>ich^..ewe?5schaft angenommene Einigungsformel dagegen
,on5^e anerkannt, daß die Teilnahme am Streik in großem
!'7l^N'Z bestraft werden darf und darin lag gleichzeitig die

!;t'5e ^n^rkenitung der Verordnung selbst. In
l^elch l ,er die Reichsgewerkschaft die Sta¬

kenden beim Abbruch des Kampfes der Willkür der Bureau-

??a ie preis^e.jeb^n lat. geht aus dein nachgehenden Wort-

t der vom ^. .linett verfaßten Richtlinien hervor:

An der gestrigen Sitzung des Reichskabinclts wurden di^

r .<^ .^n-l^e in den Verhandlungen angekündigten Richt»
en . die D.iziplinarverfehren gegen die streikenden

i^
' ^l^^eanit^n sejtzeleat. Sie haben noch dem ..B. T.'^

s.isenden Wortlaut:

l Das ordentliche Dis/lplinaroerfahren wird einge'^i.ct
n Beamten, dte

Urheber des Streiks stnd.
nc Sabotage oder ^ew^ltsas-e Eingriffe in den

.! :?icb au>geZ^hrt oder andere Beamte an der Er-

st ^uug ihrer T ici.ztpilicht durch Gewalt oder durch

5l<>hung mit Gewalt gehindert haben.
." I<?7ie t e:n>etne Beamte weaen des Streiks zur Thränt

nortung gezogen werden, soll nur auf Ordnungsstrafe er

ko7..u w-rden. sofern sie alsbald zur Erfüllung ihrer
5 len^'Pflicht zurückkehren. (Geldstrafen sollen nur tn Son¬

der c.llen verhänat werden,

ili. iie ec das Dien,teinkommen wahrend der Streiktage gilt
K 14. Absatz ^. des Reichsbeamtengese^es.

i : ! lpl aorverkahren bereits eingeleitet sind, solle,!

Ralzmen der Grundsätze zu l r.ach den gesetzlichen
B zümi.lungen weitergeführt werden

V ? ' kündbaren Beamten sollen nach gleichen Grundsätzen
behandelt werden.

7i r ö?lauterunsz wird noch bemerkt, das; als Urheber gelten
so^ cn i^cht nur diejenigen Beamten, die an den Zentralstellen,

sondern auch diejenigen, die im Reiche in den VerwaltungS'

Kecken zum Ausbruch oder zur Forts-tzun^ des Streiks her¬

vorragend mitgewirkt haben. Kündbare Beamten, die unter

lR oder >o fallen, sind zu entlassen. Soweit sie schon entlassen
sind, v'erd-n ne nicht wieder eingestellt. Das Beschwerderecht
wird hierdurch nicht bernhrt.
?ie nicht unter l» oder ll> fallenden kündbaren Beamten

werden zur Beschäftigung wieder zugelassen, auch wenn ste schon
entlassen worden stnd. Der Hinweis daraus, dah das Dienst-
einkommen nach » Absatz 7, des Reichsbeamtengesetzes ge.

regelt werden soll, bedeutet, doh eine Bezahlung der Streik-

tage nicht er/olgt.
In;wisck>ett haben die Maßregelungen bereit) eingesetzt,

und es steh! zu erwarten, dug dieser frivole Streit Tausende
ron Opfern kostet

5

er porslehende Bericht dürfte erneut bestätigen, wie

l,ladlinlg und richrig die Haltung der freien E^werkschaften

zu diesem Streik von Ansang an gewesen ist. Die Spitzen¬
verbände waren fich durchaus bewuht. daß ihr offenes Auf¬
treten gezzen diesen Streik zunuchit nicht dazu beitragen
wird, fie bei den Massen besonders populär zu machen, und

e. war auf de^ anderen Seite um so leichter, durch die ttri-

rik der Spitzenzewerkschaften populär zu werden. Nachdem
!,eute die breiten Schlchten der Anaestellten und Arbeiter

iiber den Streik der Reichsgewerkschaften aufgeklärt sind,
werden sie auch die Haltung der Spitzengewerkschaften ver¬

stehen, die durch ihr entschlossenes Eingreifen eine Kata¬

strophe verhindert haben. Wem es nur darauf ankam, dem

völligen <Zusummenbruch zuzutreiben, gleichviel was nach¬
her kommt, der hatte (örund. gegen die Spitzengewerkschaf-
ten Stellung zu nehmen. Wer aver die völlige Verelendung
der Ardeiternehmerschichten verhindern will, um ihre

Kampffähigkeit gegenüber dem kapitalistischen Unternehmer¬
tum zu erhalten, der wird den Spitzengewerkschaftcn für
ihre von einem hohen ^rantwortlichkeitseinpfinden dik¬

tierte Tat die Anerkennung nicht versagen können.

k>„ Ä...„ ,N,,..., „ 5>s .Z p.',ls:.,«n». v,sl,n 9!«'^.?. v'k',rz«'?

(>.. Ve,Un 4 5. V.'Ue s,k..tz, 5^,.


